
Grundlagen  des  Marxismus:
Linker Populismus
Mit der Aufmerksamkeit und der Polarisierung rund um Sahra Wagenknecht
ist der Vorwurf des „Linke Populismus“ wieder laut geworden. Doch was
genau ist das, und warum sollten wir darüber sprechen? In diesem Artikel
werden  wir  den  Begriff  des  Linkspopulismus  erklären,  wie  ihn  unsere
Jugendorganisation  definiert,  und  welche  Auswirkungen  er  auf  unsere
politische  Arbeit  hat.

Zunächst nochmal: Es ist wichtig, über Politische Strategien zu debattieren,
denn sie sind letztendlich der Kern jeglicher politischen Bewegung. Solche
Auseinandersetzungen helfen uns dabei, ideologische Überschneidungen zu
identifizieren, unsere revolutionären Programme zu stärken und die richtigen
Taktiken  und  Forderungen  auszuwählen.  Sie  ermöglichen  es  uns  auch,
politische Erscheinungsformen zu erkennen und angemessen mit ihnen in
unserer politischen Arbeit umzugehen.

Verständnis des Linken Populismus
Der  Kern  des  Linke  Populismus‘  ist  ein  Praxis,  der  darauf  abzielt,  eine
politische  Frontlinie  zwischen  zwei  konstruierten  Polen  zu  ziehen.  Diese
beiden  Pole  stellen  dabei  aber  nicht  wie  im Marxismus  ein  verwobenes
Klassenverhältnis  als  Grundlage  eines  gesellschaftlichen  Systems  dar,
sondern  werden  als  ein  plumper  Gegensatz  dargestellt,  in  der  Regel
zwischen  „dem  Volk“  und  „den  Eliten  /  Reichen  /  Politiker:innen“
heruntergebrochen  werden.  Vereinfacht  gesagt  geht  es  darum,  eine
Frontlinie zwischen einem guten „Wir“ und einem bösen „Die“ aufzubauen,
wobei es in der Charakterisierung dieser Kollektive eher um die individuellen
Eigenschaften  wie  Ehrlichkeit,  Fleiß  und  Schlauheit  geht  als  um  ein
Verständnis  der  politisch-ökonomischen  Dynamik.  Mit  dieser  einfachen
Opposition streben linke Populist:innen eine kollektive Identifikation an, die
zumindest zeitweise sehr mobilisierend sein können. Diese erweitert in ihrer
Argumentation,  wie  es  beispielsweise  die  linkspopulistische Theoretikerin
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Chantal Mouffe ausdrückt, die Politik über reine Klasseninteressen hinaus.
Jedoch  rückt  hier  die  Frage  nach  dem  Verhältnis  zwischen  der
Arbeiterklasse,  den  Kapitalist:innen  und  den  Kleinbürger:innen  in  den
Hintergrund.  Der  Fokus  auf  diese  Klassenverhältnisse  ist  es,  den
Theoretiker:innen  des  Linkspopulismus  besonders  häufig  an  anderen
Strömungen  der  Arbeiter:innenbewegung  kritisieren.  So  werfen  sie
Marxist:innen vor, sie würden einen „Klassenessentialismus“ betreiben, also
dass man dogmatisch in der politischen Theorie und Praxis alles auf die
Klassenzugehörigkeit runterbricht. Diese Kritik wird damit begründet, dass
durchdachte sozialistische Programme zu eingeschränkt seien, da sie jegliche
Politik zu stark auf dem im Kapitalismus existierenden Klassenwiderspruch
ausrichteten.  Sie  sehen eine  Vereinfachung des  Konzeptes  als  ein  „Wir“
gegen „Die“ als eine vielversprechende Möglichkeit an, Massen von linker
Politik zu überzeugen. Eine konkrete Analyse der Klassenwidersprüche ist für
uns jedoch der zentralste und notwendigste Bestandteil dabei, eine wirksame
politische  Programmatik  zu  entwickeln,  da  diese  die  ökonomische  und
politische Grundlage der Gesellschaft bilden.

Das  Ziel  des  linken  Populismus  ist  nach  seinen  Befürworter:innen  die
Wiederherstellung und Vertiefung der Demokratie, indem man „dem Volk“
dazu behilft, seine eigentlich per Definition zustehenden Macht auszuüben,
meist  in der Form, die linkspopulistische Partei  als  deren Sprachrohr zu
wählen. Die Vorstellung des „Volkes“ wird dabei eben nicht an objektiven
Klassenunterschieden  festgemacht,  sondern  kann  je  nach  Auslegung  als
sozialer Schicht, Milieu oder politische Interessengruppe definiert sein. Diese
Konstruktion des „Volkes“ kann somit auch mit reaktionären Positionen wie
Nationalismus und (sozialem) Chauvinismus einhergehen und tut dies in der
Praxis  auch immer wieder,  siehe Sahra Wagenknechts Befürwortung von
Asylrechtsverschärfungen.

Ein weiteres Merkmal des Linkspopulismus ist die Konzentration auf einzelne
Themen  und  die  Verwendung  von  einfachen  Erklärungen,  die  oft  von
emotionalen Elementen getragen werden. Dies kann eine effektive Methode
sein,  um die Massen zu mobilisieren,  birgt  jedoch auch das Risiko,  dass
politische Diskussionen oberflächlich und undifferenziert werden. Außerdem



wird es dadurch schwieriger für die Arbeiter:innen, ihre objektive Lage im
Kapitalismus zu erkennen und somit ein Klassenbewusstsein zu entwickeln.
Das  wollen  aber  Linkspopulist:innen  ja  auch  gar  nicht,  denn  es  geht
vornehmlich darum, gewählt zu werden.

Die populistische Bewegung oder Partei
Der  Aufstieg  von  Parteien  und  Bewegungen,  die  sich  zumindest
linkspopulistischen Ansätzen bedienen, hat in den letzten Jahren durchaus
großen  Raum  auf  der  politischen  Bühne  eingenommen.  In  Südamerika
spielen linkspopulistische Kräfte  schon lange eine recht  große Rolle.  Als
europäische Beispiele sei hier die griechische Partei SYRIZA zu nennen, die
nach  dem Wahlsieg  im  Jahr  2015  den  griechischen  Ministerpräsidenten
Alexis Tsipras stellte, sowie die Partei PODEMOS in Spanien, welche ebenso
2015  und  auch  später  bei  Parlamentswahlen  zweitweise  große  Erfolge
erzielte. Das jüngste Beispiel einer großen Partei ist sicherlich La France
Insoumise  rund  um  Mélenchon,  der  immerhin  22%  bei  der  letzten
Präsidentschaftswahl in Frankreich erringen konnte. Und was ist mit Sahra
Wagenknecht?  Definitiv  trägt  das  ihr  bisher  vorgestelltes  Programm
linkspopulistische Züge,  aber  ist  deutlich  unklarer  und enthält  auch viel
Konservativismus  bis  Nationalismus.  Ob  letztendlich  die  Partei,  die  dem
Bündnis  Sahra  Wagenknecht  nachfolgt,  überhaupt  als  Ganzes  als
linkspopulistisch  einzuschätzen  ist,  bleibt  abzuwarten,  sobald  diese  sich
überhaupt konstituiert haben und klar ist, welche Kräfte dabei inhaltlich und
organisatorisch mitmischen.

Die  linkspopulistischen  Elemente  dieser  Kräfte  zielen  dann  darauf  ab,
Massen zu mobilisieren.  Sie  lehnen klassenbasierte Politik  ab,  versuchen
aber  den  Raum  zu  füllen,  der  von  der  klassischen  Sozialdemokratie
zurückgelassen wird, da die Lohnabhängigen sich immer stärker von diesen
abwenden. Das wird vor allem dann möglich, wenn das Vertrauen von Teilen
der Arbeiter:innenklasse, aber auch der kleinbürgerlichen Bevölkerung und
den  Mittelschichten,  in  die  parlamentarische  Demokratie  schwindet.  In
Zeiten politischer und wirtschaftlicher Krisen suchen sie nach Alternativen,
die etablierte Formen der bürgerlich-demokratischen Herrschaft und die sie



unterstützenden Parteien in Frage stellen. Linkspopulistische Parteien und
Bewegungen scheinen in diesen Momenten eine solche Alternative zu bieten.
Klare Frontlinien, einfache Forderungen und Vorschläge, die direkte Nöte
der  Menschen  und  politische  Missstände  adressieren,  verschaffen  ihnen,
zumeist  kurzwei l igen,  Aufschwung  und  Unterstützung  der
Wähler:innenschaft.  Es  kann  auch  gar  nicht  nachhaltig  sein,  denn  die
Beschränkung und Flachheit der politischen Theorie und Praxis führt meist
zu einer höchstens reformerischen Politik, die nicht dazu in der Lage ist, die
eigentlichen Probleme durch die Überwindung der Kapitalismus aufzulösen.
Der versprochene Umschwung bleibt aus.

Verbindung  des  Populismus  zu  unserer
politischen  Arbeit
Der Linkspopulismus hat  in  den großen linken Parteien weltweit  großen
Einfluss. Natürlich gibt es Forderungen in bestimmten Kämpfen, die auch mit
unseren  Positionen  als  trotzkistische  Jugendorganisation  vereinbar  sind.
Durch diese gemeinsamen Positionen können Linkspopulist:innen und ihre
Organisationen sowohl für uns als auch für andere revolutionäre Gruppen
und Parteien temporäre Partner:innen darstellen. Dabei kritisieren wir den
Linken Populismus und seine Strategie jedoch scharf, insbesondere seiner
Missachtung  des  zentralen  Klassenwiderspruchs,  welche  weitreichende
Konsequenzen  in  Bezug  auf  Forderungen  und  Taktiken  hat.

Die Bewegungen, die dem Linkspopulismus zuzuordnen sind, haben in den
letzten  Jahren  einen  nicht  unwichtigen  Platz  auf  der  politischen  Bühne
gefunden  und  können  insbesondere  in  Zeiten  des  Vertrauensverlusts  in
etablierte reformistische Parteien aufblühen. Dabei haben sie jedoch wie in
Griechenland,  Spanien  oder  mehreren  Ländern  Lateinamerikas,  bereits
gezeigt,  dass  ihre  Taktik  keine  wirkliche  Lösung  für  die  Krisen  des
Kapitalismus  bieten  kann.  Tsipras  musste  am  Ende  vor  der  Troika
kapitulieren,  da  er  nicht  bereit  war,  mit  der  nationalen  Bourgeoisie  zu
brechen  und  eine  Arbeiter:innenregierung  zu  schaffen.  Die  peronistische
Opposition  in  Argentinien  verhält  sich  im  Kampf  gegen  Mileis  radikale
Angriffe sehr zurückhaltend, da sie nicht bereit ist, den Arbeiter:innen eine



radikale Antikrisenpolitik in ihrem Interesse anzubieten und nicht mit der
bürgerlichen Politik brechen will. Dennoch müssen wir als kommunistische
Jugendorganisation  genau  auf  die  Entwicklung  linkspopulistischer
Organisationen  schauen  und  diesen  Zusammenarbeit  anbieten,  wo  das
sinnvoll ist. Gerade auch um die inneren Widersprüche des Linkspopulismus
zu vertiefen und deren Mitgliedern aufzuzeigen, dass ein klares Benennen
des Klassengegensatzes und eine Politik im Interesse des Proletariats, die
einzige Möglichkeit sind, die Krise tatsächlich zu lösen.

Wagenknechts neue Partei: Alle
für „unser Land“?
von Martin Suchanek, Oktober 2023, zuerst erschienen in der Infomail 1234
der Gruppe Arbeiter:innemacht,

„Unser  Land  i s t  in  ke iner  guten  Ver fassung .“  So  beg innt
das  Gründungsmanifest  des  „Bündnis  Sahra  Wagenknecht“  (BSW),  das
al len  „Wirtschaft l iche  Vernunft“,  „Soziale  Gerechtigkeit“,
„Frieden“ und „Freiheit“ verspricht. Schließlich verdiene „unser Land“ „eine
selbstbewusste  Politik,  die  das  Wohlergehen  seiner  Bürger  in  den
Mittelpunkt  stellt“.

Und  diese  versprechen  Wagenknecht  und  15  weitere  Abgeordnete  und
Politiker:innen der Linkspartei, die mit dem offenen Brief „Warum wir Die
Linke verlassen“ ihren Austritt aus der Partei erklären. Die 16 hätten immer
wieder  argumentiert,  „dass  falsche  Schwerpunkte  und  die  fehlende
Konzentration auf soziale Gerechtigkeit und Frieden das Profil  der Partei
verwässern.“  Ihre  Positionen  hätten  keinen  Platz  mehr  in  der  Partei
gefunden.

Vorweg:  Begriffe  wie  Kapitalismus,  Imperialismus,  Sozialismus,
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Arbeiter:innenklasse,  Klassengesellschaft  oder  links  kommen
im  Gründungsmanifest  des  „Bündnis  Sahra  Wagenknecht“,  das  am  23.
Oktober auf der Bundespresskonferenz vorgestellt wurde, erst gar nicht vor.

Wirtschaft
Dafür  gibt  der  Text  einen  Vorgeschmack,  wohin  die  Reise  politisch  und
programmatisch  gehen  soll:  „Mehr  Innovation,  Bildung  und  bessere
Infrastruktur. Für eine starke und innovative Wirtschaft“ – so die Überschrift
des ersten von vier Schwerpunktthemen.

Darin wird ein Zeichen des Niedergangs „unserer“ Wirtschaft präsentiert,
wie es auch von jeder anderen Partei im Bundestagspartei kommen könnte,
ob  nun  AfD,  CDU/CSU  oder  der  Ampel.  Die  Rahmenbedingungen  für
Industrie  und  Mittelstand  hätten  sich  in  den  letzten  Jahren  dramatisch
verschlechtert, beklagt das BSW.

Woran liegt es? „Von Konzernen beeinflusste und gekaufte Politik und das
Versagen der Kartellbehörden haben eine Marktwirtschaft geschaffen, in der
viele Märkte nicht mehr funktionieren.“ Und die Lösung? Echter, also fairer
Wettbewerb, wie es ihn angeblich mal unter Ludwig Erhard und Willi Brandt
gegeben hätte.

„Wir  streben  eine  innovative  Wirtschaft  mit  fairem  Wettbewerb,  gut
bezahlten  sicheren  Arbeitsplätzen,  einem  hohen  Anteil  industrieller
Wertschöpfung,  einem  gerechten  Steuersystem  und  einem  starken
Mittelstand  an.  Dafür  wollen  wir  Marktmacht  begrenzen  und
marktbeherrschende  Konzerne  entflechten.  Wo  Monopole  unvermeidlich
sind,  müssen  die  Aufgaben  gemeinnützigen  Anbietern  übertragen  werden.“

Dass die Konkurrenz selbst zur Zentralisation und Konzentration des Kapitals
führen muss, davon will die ehemalige Marxistin Wagenknecht längst nichts
mehr  wissen.  Statt  dessen  folgt  der  Griff  in  die  Mottenkiste  des
kleinbürgerlichen  Antimonopolismus,  der  hofft,  mit  staatlichen
Regulierungen die Entwicklungsdynamik des Kapitals lenken zu können. Es
handele sich um eine Wirtschaftspolitik, in deren Zentrum der vorzugsweise
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deutsche  Mittelstand stehe:  „Wir  brauchen Zukunftsfonds  zur  Förderung
innovativer  heimischer  Unternehmen  und  Start-ups  und  nicht
Milliardensubventionen  für  Konzerne  aus  Übersee.“  Gegen  staatliche
Förderungen des Privatkapitals ist also nichts weiter einzuwenden, solange
es nicht aus Übersee kommt, sondern deutsch und innovativ ist.

Soziale Gerechtigkeit
Auf  der  Stärke der  heimischen Industrie  und des  privaten Mittelstandes
würden  laut  BSW  „mehr  Solidarität,  Chancengleichheit  und  soziale
Sicherheit“  fußen,  die  in  einem  „starken  gesellschaftl ichen
Zusammenhalt“  münden  sollen.

Eine  hochproduktive  Wirtschaft  brauche  schließlich  gut  bezahlte,  hoch
motivierte  Arbeitskräfte  mit  sicheren  Arbeitsbedingungen,  guter
Infrastruktur  und  Sozialstaat.  Solcherart  könne  der  „soziale
Zusammenhalt“  garantiert  werden,  denn  schließlich  hätten  alle  –
Unternehmen wie Beschäftigte – etwas davon. Denn: „Unser Ziel ist eine
faire Leistungsgesellschaft mit echter Chancengleichheit und einem hohen
Grad  an  sozialer  Sicherheit.“  Schließlich  dürfe  der  persönliche
Wohlstand „keine Frage der sozialen Herkunft“, „sondern muss das Ergebnis
von  Fleiß  und  individueller  Anstrengung  sein.“  Das  Märchen  vom
Tellerwäscher, der es zum Millionär bringen könnte, darf natürlich beim BSW
nicht fehlen.

Freiheit
Wenn alle in der echten deutschen Marktwirtschaft ihr gutes Auskommen
haben, würde es schließlich auch mit der Freiheit wieder richtig klappen,
verspricht der Abschnitt  „Verteidigung der persönlichen Freiheit.  Für die
Stärkung unserer Demokratie“.

Dann  wäre  endlich  Schluss  mit  „Cancel  Culture,  Konformitätsdruck  und
der zunehmenden Verengung des Meinungsspektrums“. Allerdings nicht für
alle: Zuwanderung und Migration müssten schließlich begrenzt werden, denn
die Freiheit, die das BSW verspricht, gibt es nur für jene, die dem deutschen



Sozialstaat zumutbar sind. „Das gilt aber nur, solange der Zuzug auf eine
Größenordnung begrenzt bleibt, die unser Land und seine Infrastruktur nicht
überfordert, und sofern Integration aktiv gefördert wird und gelingt.“ Und –
daran lässt Sahra Wagenknecht schon lange keinen Zweifel mehr – dieser
Punkt  sei  längst  überschritten  und  daher  stimmt  die  neue  vorgebliche
Oppositionspartei gleich in den Chor all jener ein, die praktisch täglich neue
rassistische Gesetzesverschärfungen fordern.

Frieden
Bleibt noch der Ruf nach einem „neuen Verständnis der Außenpolitik“ in der
Tradition von Willi  Brandt und Michail  Gorbatschow. Das BWS gibt  sich
betont  pazifistisch:  „Die  Lösung von Konflikten  mit  militärischen Mitteln
lehnen wir grundsätzlich ab.“ Ob imperialistische Intervention, Verteidigung
des nationalen Selbstbestimmungsrechts – für BWS ist alles gleichermaßen
schlecht.

Auch wenn es zu Recht die Aufrüstung der NATO anprangert, so bleibt sein
Programm vollkommen utopisch. Schließlich muss auch in der Welt des BSW
der  Weltfrieden  irgendwie  garantiert  werden.  Aber  wie?  Inmitten  des
Kampfes um die Neuaufteilung der Welt zwischen imperialistischen Mächten
strebt es eine „neue Ära der Entspannung und neue Verträge über Abrüstung
und gemeinsame Sicherheit an“. Die imperialistische Ordnung soll – ganz wie
der Kapitalismus – nicht bekämpft, sondern nur reguliert werden – und zwar
vorzugsweise von jenen Mächten, die heute die Welt dominieren.

Deutschland soll dabei aktiv mitmischen, ja voranschreiten. So erfahren wir
vom BSW: „Europa benötigt eine stabile Sicherheitsarchitektur.“ Natürlich
mit  Bundeswehr.  Diese  hätte  schließlich  den  „Auftrag,  unser  Land  zu
verteidigen. Für diese Aufgabe muss sie angemessen ausgerüstet sein.“

Soziale Marktwirtschaft als Heilsversprechen
So endet das BSW bei den Heilsversprechen der „sozialen Marktwirtschaft“.
Es  bleibt  im  Grunde  sogar  weit  hinter  den  Formulierungen  der  alten
Sozialdemokratie oder von Teilen der Linkspartei wie der Bewegungslinken



zurück,  die  über  Verstaatlichungen  oder  „Vergesellschaftung“  eine
langwierige Transformation zu einer neuen Gesellschaft versprachen oder
versprechen. Selbst von diesen reformistischen Sonntagsreden will das BSW
nichts wissen. Es setzt vielmehr auf echten, fairen Wettbewerb, damit der
„Mittelstand“ endlich wieder Deutschland voranbringt.

Stat t  re formist isch  e ingehegter ,  im  Grunde  bürger l icher
Arbeiter:innenpolitik,  die  immerhin  noch  den  Klassengegensatz  formal
berücksichtigt, kennt die neue Partei keine Klassen. Das Großkapital wird
nicht  als  Kapital  kritisiert,  sondern  der  Verzerrung  des  Wettbewerbs
angeklagt,  der  eigentlichen  Quelle  allen  Übels.

Daher  stellt  es  den  Monopolen  und  insbesondere  den  ausländischen
Großkonzernen  die  Einheit  des  „Volkes“,  vom  mittleren  und  kleinen
Unternehmen bis zum prekär Beschäftigten entgegen. Von einer „richtigen“
Wirtschaftspolitik  könnten dann alle  profitieren,  vorausgesetzt,  der  Staat
würde sich um die „wirklichen Menschen“ und nicht  um „Randgruppen“
kümmern und auch die Zahl der Menschen auf ein „vernünftiges“ Maß durch
effektive Einreiserestriktionen begrenzen.

Dieses Weltsicht, diese politische Heilserwartung entspricht der „Vernunft“,
genauer der Klassenlage, deutscher Kleinbürger:innen und Mittelschichten.
Links und oppositionell ist daran – nichts.


